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Rathausma in
Meldung nach 
 Vollzug:  
Umweltamt aus 
Zentrale  verbannt
Das war kein guter Abschieds-
stil, den sich der Oberbürger-
meister da vom scheidenden 
Stadtrat geleistet hat – und es 
war wenig vielversprechend 
für die künftige Stadtratsperi-
ode. In der letzten Sitzung des 
„alten“ Bausenats stellte der 
OB die StadträtInnen vor voll-
endete Tatsachen. Wie die Bau-
senatsmitglieder offiziell erfuh-
ren – wenn sie nicht vorher 
schon den Rathaus-Flurfunk 
gehört hatten – waren die Mit-
arbeiterInnen des Umweltamts 
in ein neu angemietetes Haus 
in der Mußstraße 28 umgezo-
gen. Der OB hatte – ohne mit 
dem Stadtrat Rücksprache zu 
halten – einen Mietvertrag un-
terschrieben, und diesen gleich 
noch um eine Kaufoption auf 
das gesamte Objekt erweitert. 
Für den Kauf brauchte er al-
lerdings nun doch die Zustim-
mung des Stadtrat, denn im-
merhin handelte es sich um ei-
ne Ausgabe von mehr als 1,7 
Mio Euro.

Somit wurde also das Um-
weltamt von der Rathauszent-
rale am Maxplatz in eine Au-
ßenstelle am Rande der Innen-
stadt verbannt (woraus man 
freilich einige Schlüsse über 
die Wertigkeit des Amts beim 

Oberbürgermeister ziehen 
könnte). Der Stadtrat wurde in-
formiert, erst nachdem der Um-
zug bereits stattgefunden hatte. 
Und mit Umzug und Kaufop-
tion hat der OB eine Investiti-
on von 1,7 Mio Euro so weit ge-
trieben, dass der Stadtrat regel-
recht überrumpelt war.

Die Stadtratsmehrheit hat 
sich’s trotzdem gefallen lassen, 
ist auf das „starke“ Muskelspiel-
chen eingestiegen und stimmte 
– gegen die GAL – dem Kauf 
zu. Zur gleichen Zeit übrigens 
haben (aus Geldmangel) Stadt-
ratsmehrheit und Oberbür-
germeister die noch im Janu-
ar vollmundig angekündigte 
1-Million-Investition in Klima-
schutzmaßnahmen deutlich zu-
sammengeschnurrt und größ-
tenteils auf die nächsten Jahre 
verschoben. Wo das Geld statt-
dessen hingewandert ist? Na, 
in die Mußstraße!

Tricky Dani und ihre 
Spielhölle
Das Stadtratsmandat ist be-
kanntlich ein Ehrenamt – was 
eine gewisse Selbstlosigkeit im-
pliziert – also den Willen, sich 
zum Wohle der Gemeinschaft 
einzusetzen und nicht im eige-
nen Interesse. Deshalb sieht die 
Bayerische Gemeindeordnung 
vor, dass Stadtratsmitglieder 
bei Entscheidungen nicht mit-
beraten und mitstimmen dür-

fen, die ihnen (oder einer von 
ihnen vertretenen Person) ei-
nen persönlichen Vorteil brin-
gen könnten. Das gilt auch für 
Architekten, die an dem zu ent-
scheidenden Bauvorhaben be-
teiligt sind. So wurde das im 
Bamberger Stadtrat auch im-
mer gehandhabt – das war Eh-
rensache.

Aber das war vor „Tricky 
Dani“ – Daniela Reinfelder, 
neu gewählte CSU-Stadträtin, 
Bürgervereinsvorsitzende in 
Gaustadt und rührige Archi-
tektin. Aus ihrer Feder stam-
men die Pläne zur Erweiterung 
einer Spielothek in der Königs-
traße, die im Juli als Bauantrag 
dem Bausenat vorlegt wurden. 
Und sie verhielt sich keines-
wegs passiv, als der umstrittene 
Tagesordnungspunkt (der be-
reits bei zwei Bausenatssitzun-
gen vorher keine Mehrheit ge-
funden hatte) abgestimmt wur-
de, sondern erhob wie selbst-
verständlich für „ihr“ Projekt 
die Hand.

Zuvor hatte sie allerdings 
(durch einen Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung!) die rechtli-
che Lage prüfen lassen. Und 
die war – formal – tatsächlich 
auf ihrer Seite. Als Architektin 
hatte sie laut Vertrag „nur“ den 
Auftrag zur Planerstellung, und 
dieser war mit Vorlage der Plä-
ne, also zum Zeitpunkt der Ab-
stimmung im Bausenat schon 
beendet. Deshalb, so die juris-
tische Schlussfolgerung, könne 

sie keinen Vorteil aus der Ge-
nehmigung mehr ziehen. Ganz 
schön tricky, oder?

Was „Tricky Dani“ bei der 
Bausenatssitzung natürlich 
nicht verraten hat, ist, wel-
cher Architekt oder welche Ar-
chitektin denn den Anschluss-
auftrag – nämlich zur Ausfüh-
rung des Erweiterungsbaus – 
bekommt. Die -Redaktion 
ist da ganz schön gespannt …

Hinterhalt gefähr-
det demokratisches 
Verfahren zum Mas-
terplan Innenstadt
Was macht man in festgefahre-
nen Situationen, in denen nichts 
mehr vorwärts geht, z. B. in der 
Bamberger Verkehrspolitik? 
Seit Jahren gibt es Stillstand, 
weil die Fronten verhärtet sind 
zwischen denen, die den Ver-
kehr weitgehend aus der In-
nenstadt heraushalten wol-
len, und denen, die nach noch 
mehr Parkplätzen rufen. Die 
Stadt hat sich dazu etwas ein-
fallen lassen: den Masterplan 
Innenstadt. Dieser Plan sollte 
von ausgewählten Interessen-
vertreterInnen und BürgerIn-
nen der Stadt in einem mode-
rierten Verfahren, begleitet von 
externen Profis, erarbeitet wer-
den. Ziel war eine ausgewoge-
ne Zielsetzung für die Stadtpla-
nung, die dem Stadtrat in den 

vergangenen Jahrzehnten nur 
sehr unzureichend gelungen 
ist. Über mehrere Monate hin-
weg trafen sich regelmäßig 39 
TeilnehmerInnen und disku-
tierten in Arbeitsgruppen die 
Ziele für die Innenstadt. Auf 
sieben Oberziele einigten sie 
sich und formulierten eine ge-
meinsame Konvention, die bei 
der Abschlussveranstaltung fei-
erlich von allen unterzeichnet 
werden sollte.

Doch dann sorgte Stadtmar-
keting-Geschäftsführer (und 
„Bamberger Realisten“-Stadt-
rat) Klaus Stieringer für einen 
Eklat. Stieringer, in der Ver-
gangenheit einer der lautesten 
Rufer nach mehr Parkplätzen, 
ließ nach der Schlussabstim-
mung des Konventionstextes 
außerhalb der Versammlung 
einen Passus aufnehmen, in 
dem festgehalten werden soll-
te, dass eine Gruppe von Teil-
nehmern das Oberziel 7 („Den 
Motorisierten Individualver-
kehr deutlich beruhigen und 
reduzieren“) ablehnt. Dieses 
das gesamte Verfahren kom-
promittierende Vorgehen wur-
de – eher zufällig – durch eini-
ge andere Teilnehmer beim Ge-
genlesen entdeckt und konn-
te deshalb noch rückgängig ge-
macht werden. Offensichtlich 
waren die Vertreter des Gegen-
votums nicht in der Lage gewe-
sen, im laufenden Verfahren 
ihren Standpunkt einzubrin-
gen, und wollten nun auf frag-

würdige Weise ihre Interessen 
einbringen und so die Mediati-
onsergebnisse verfälschen.

Unterm Strich blieb, dass 
die Minderheit mit ihrer For-
derung nach einer „Tiefgara-
ge unter dem Schönleinsplatz“ 
als abweichende Meinung in 
der Konvention notiert ist, ob-
wohl zuvor die überwiegen-
de Mehrheit diese Maßnahme 
ausdrücklich nicht gewünscht 
hatte. Festzuhalten bleibt aber 
auch, dass ein Mitglied des 
Stadtrates ein demokratisches 
und vom Stadtrat beauftragtes 
Verfahren zu umgehen und da-
mit zu diskreditieren versuch-
te.

Dennoch bieten die Ergeb-
nisse des Mediationsverfahrens 
eine gute Grundlage für einen 
Neuanfang in der Bamberger 
Verkehrspolitik. Von dem ge-
schilderten Zwischenfall abge-
sehen wurden Fronten über-
wunden und eher die Gemein-
samkeiten herausgearbeitet als 
die Gegensätze gepflegt. Es 
kommt jetzt darauf an, welche 
Umsetzungsschritte Stadtver-
waltung und Stadtrat aus den 
Ergebnissen ableiten. Immer-
hin hat eine Mehrheit im Stadt-
rat hoffentlich erkannt, dass es 
diese Chancen zu nutzen gilt. 
In einer gemeinsamen Presse-
mitteilung von CSU, SPD und 
GAL bekennen diese sich zu 
den Zielen des Masterplans In-
nenstadt. sys

Junges politisches Engagement 
wird einem schwer gemacht. 
„Politikverdrossenheit entge-
genwirken“ hört mensch von 
allen Seiten. Aber dann kön-
nen wir als Grüne Jugend ei-
nen Info-Stand oder eine Akti-
on nicht alleine anmelden, son-
dern brauchen vom Ordnungs-
amt aus eine volljährige Per-
son, die ständig dabei ist. Wir 
haben aber eigene Inhalte und 
brauchen keine AufpasserIn-
nen. Wir sind die Grüne Jugend 
Bamberg, und wir wollen poli-
tisch aktiv sein!

Allen noch so großen Zwei-
feln zum Trotz ist es mittlerwei-
le neun Monate und mehrere 
Aktionen her, dass wir uns ge-
gründet haben – und engagiert 
dabei sind wir immer noch. 
Auch wenn wir ein eher klei-

Die Grüne Jugend Oberfranken 
setzte sich bei ihrer letzten Mit-
gliederversammlung mit dem 
neuen am 1. Oktober in Kraft 
tretenden Versammlungsrecht 
in Bayern auseinander. 

Wir vertreten die Meinung, 
dass das neue Gesetz an vielen 
Stellen sehr ungenau formuliert 
ist, was viel Interpretations-
spielraum lässt. Dadurch kön-
nen Vorschriften zum Nach-
teil der VeranstalterInnen und 
der TeilnehmerInnen ausgelegt 
werden. Es können etwa ein-

ner Ortsverband sind, vertreten 
wir unsere Meinung im Bezirks- 
und sogar im Landesvorstand 
selbstbewusst! Der Vorstand 
der Grünen Jugend Oberfran-
ken wird zum Beispiel zu mehr 
als der Hälfte von der Grünen 
Jugend Bamberg gestellt.

Nur an der Volljährigkeit 
scheinen wir zu „scheitern“ – 
unser Altersdurchschnitt liegt 
bei ungefähr 15 Jahren. Aber 
wir werben fleißig, und was 
noch nicht ist, kann ja noch 
werden. Für die Zukunft planen 
wir auf jeden Fall vermehrt Ak-
tionen, auch für den Landtags-
wahlkampf. Denn unserer Mei-
nung nach braucht politisches 
Engagement kein Mindestalter.
Isabel Schmuck (Beisitzerin im Vor­

stand GJ Bamberg, Polit. Geschäfts­
führerin der GJ  Oberfranken)

Grüne Jugend will 
 Partizipation leichter machen

Kontakt zur Grünen Jugend: 
gj.bamberg@googlemail.com

Die GJ Bamberg trifft sich je-
den ersten Donnerstag im Mo-
nat um 16.15 Uhr im GAL-Büro 
am Unteren Kaulberg 22.
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heitliche Optik – ob Flaggen, 
Schilder oder Kleidung – gegen 
das neue Militanzverbot versto-
ßen, gerade wenn diese eventu-
ell eine einschüchternde Wir-
kung haben könnten. Zusätzlich 
zu vielen anderen zweifelhaf-
ten Änderungen, können nun 
auch schon zwei Personen, wel-
che sich laut in der Öffentlich-
keit unterhalten, als Versamm-
lung gewertet werden. Die Poli-
zei kann dann gegen diese „Ver-
sammlung“ vorgehen. Eben-
so missfallen uns die Vorgaben 

Demokratische Rechte in Bayern eingeschränkt

bezüglich geschlossener Räu-
me. „Eine Ausweitung des Ver-
sammlungsrechts auf geschlos-
sene Räume sehen wir sehr kri-
tisch. Verfassungsrechtlich ist 

dies mehr als bedenklich“, er-
klärt GJ-Oberfranken Spreche-
rin und GJ-Bamberg Beisitzerin 
Mareike Reichl. Wie weit dür-
fen unsere Freiheiten und Rech-
te eingeschränkt werden? Wie 
weit lassen wir sie uns von der 
schwarzen Macht einschrän-
ken?

Das neue Gesetz ist eine wei-
tere Belastung für die Umset-
zung der Meinungsfreiheit. An-
geblich ein weiterer Schritt zu 
unserer Sicherheit, doch wie 
der amerikanische Schriftsteller 
und Politiker, Benjamin Frank-
lin schon sagte: „Wer die Frei-
heit aufgibt um Sicherheit zu ge-
winnen, der wird am Ende bei-
des verlieren.“
Svenja Fluhrer (Sprecherin von GJ­

Bamberg und GJ­Oberfranken)


